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Kritik an der Abschiebepolitik des Bundeslandes Thüringen 

Wer abschiebt, wird besetzt
Von Peter Nowak

Die Linkspartei in Jena erhielt in der vergangenen Woche unerwarteten Besuch.
Grund war die Flüchtlingspolitik der Regierung Ramelow.

Ein knappes Dutzend junger Leute drängte sich am Nachmittag des 11. Mai im Jenaer Büro
der Linkspartei. Eigentlich müsste ein solcher Andrang ein Grund zur Freude für eine Partei
sein, die vom Zuspruch junger Menschen im Osten nicht gerade verwöhnt ist. Doch die
Jenaer Besucher wollten nicht in die Partei eintreten. Sie waren auch nicht gekommen, um
mit den Genossen in einen kritischen Dialog zu treten. Sie wollten vielmehr gegen die
Abschiebepolitik des Bundeslands Thüringen protestieren, in dem die Linkspartei
bekanntlich den Ministerpräsidenten stellt.
»Jede Abschiebung ist ein Verbrechen und muss gestoppt werden«, heißt es
unmissverständlich in der Erklärung der Besetzer, die auf vielen linken Websites
veröffentlicht wurde. Während die einen das Parteibüro besetzten, verteilte eine weitere
Gruppe in der Innenstadt von Jena Flugblätter gegen Abschiebungen unter der
Verantwortung der thüringischen Landesregierung. Sie rief so auch zu einer
Informationsveranstaltung im besetzten Parteibüro auf. Vor etwa 25 Zuhörern berichteten
dort Geflüchtete über ihre Erfahrungen mit der Thüringer Willkommenskultur.
Die Linkspartei drohte nicht mit Repressionen. Ganz im Gegenteil mussten sich die
Besetzer gegen Versuche der Vereinnahmung wehren. »Es hat eine Weile gedauert, den
Funktionären und Mitgliedern der Linkspartei klarzumachen, dass wir nicht gekommen
sind, um mit ihnen zu sprechen und in Dialog zu treten, sondern dass wir ihr Büro besetzt
haben, um es mit unseren Inhalten zu füllen«, heißt es in der Erklärung der Besetzer.
Allerdings informierten Nachbarn die Polizei, ein Sicherheitsdienst entfernte Transparente
mit antirassistischen Slogans von der Fassade. Als die Besetzer nach knapp drei Stunden
wie geplant ihre Intervention mit einer Spontandemonstration beenden wollten, stellte
sich ihnen die Polizei in den Weg.
Neben dem antirassistischen Protest formulierten die Mitglieder der Gruppe in ihrer
Erklärung ein weiteres Ziel. Sie wollten mit der Besetzung eine Debatte in der
außerparlamentarischen Linken über den Umgang mit der Linkspartei anregen. »Wir
haben eine innerlinke Diskussion angestoßen, Wege aus der Ohnmacht diskutiert, Leute
für antirassistische Arbeit mobilisiert und wenigstens ein Zeichen an die Menschen
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gesendet, die von Deportation bedroht oder betroffen sind«, sagt die Mitbesetzerin Sinai*
im Gespräch mit der Jungle World. Es sei darum gegangen, deutlich zu machen, dass die
Linkspartei mit ihrer Beteiligung an der Abschiebemaschinerie zu weit gegangen sei. Eine
generelle Ablehnung jeglicher Zusammenarbeit mit der Linkspartei ist für sie damit nicht
verbunden. Kevin*, der ebenfalls an der Besetzung beteiligt war, sieht hingegen auch die
punktuelle Zusammenarbeit mit der Partei des Ministerpräsidenten kritisch. »Inspiriert von
Hannah Arendt leitet mich der Gedanke, nicht selbst zum aktiven Mittäter zu werden. Ich
bin nicht bereit, ohnmächtig in einer Regierung zu sitzen, die scheinbar nicht verhindern
kann, dass die dem Land unterstehenden Ausländerbehörden und die Polizei Menschen
nachts verschleppen«, begründet Kim* ihr Engagement.
Gerade wegen des durch Pegida und die AfD manifest gewordenen Rechtsrucks ist für
Kevin die bedingungslose Solidarität mit den Geflüchteten von zentraler Bedeutung. Mit
der Besetzung haben die Jenaer auch in einer aktuellen Auseinandersetzung ihren
Standpunkt öffentlich verdeutlicht. Angesichts der Wahlergebnisse der AfD rufen selbst
postautonome und außerparlamentarische Linke dazu auf, möglichst breite Bündnisse zu
schließen. Ein Beispiel ist der Aufruf »Aufstehen gegen Rechts«, der einerseits von
Mitgliedern der SPD, der Linkspartei und der Gewerkschaften, andererseits aber auch von
der Interventionistischen Linken und dem Ums-Ganze-Bündnis unterschrieben wurde. Die
Jenaer Besetzer haben gezeigt, dass man solche breiten Volksfrontbündnisse nicht unter
allen Bedingungen eingehen muss.
*Vollständiger Name der Redaktion bekannt
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